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Sicher ist er sich nicht, dass seine Vorschläge die Akademie 
verlassen. Doch man könne es wenigs tens probieren, sagt 
der junge Mann nach vielen Diskussionen zum Thema End
lager. Im Laufe einer zweitägigen Schülertagung an der 
Evangelischen Akademie in Loccum hat er gemeinsam mit 
anderen Jugendlichen Forderungen an die Endlagerkom
mission erarbeitet. „Die Schüler erwarten zum Beispiel eine 
ausreichende Bürgerbeteiligung und die Umsetzung der 
sichersten Lösung, aber auch, dass die Verantwortlichen 
an die zukünftigen Generationen denken“, sagt Dr. Monika 
Müller. Gemeinsam mit ihrer Kollegin Simone SchadSmith 
hat sie die dreitägige Schülertagung organisiert. „Die Idee 
hierfür entstand auf einer unserer ErwachsenenTagungen 
zur Endlagersuche“, erklärt die Studienleiterin für Natur
wissenschaften, Ökologie und Umweltpolitik, „hier binden 
wir ebenso Schüler ein und deren Feedback war eindeutig: 
Sie wollen beteiligt und stärker als bisher gehört werden.“

EndlagerTagungen gibt es seit vielen Jahren im nieder
sächsischen Loccum. Denn die Evangelische Akademie 
hat sich zum Ziel gesetzt, aufmerksam für zentrale gesell
schaftliche Prozesse zu sein und diese zu begleiten – so 
auch die Suche nach einem Endlagerstandort. „Wir legen 
Wert darauf, alle zentralen Akteure einzubinden, Bürgerini
tiativen, Umweltverbände und Wissenschaftler ebenso wie 
Politik, Verwaltung und Wirtschaftsvertreter.“ Nach Harmo

nie sucht man bei so einer Besetzung dann oft vergeblich. 
„Die Fronten sind aber nicht mehr so verhärtet wie 2009 als 
ich meine erste Tagung durchgeführt habe – der Atomaus
stieg hat viel Bewegung in die Endlagerdebatte gebracht“, 
so die Studienleiterin. Einen Erfolg der Tagungen sieht sie 
vor allem darin, „dass die Menschen sich mal länger zusam
mensetzen“ und „anders miteinander reden“. Müller erwar
tet keine einfache Lösung für die bestehenden Konfl ikte. 
„Aber man merkt, dass sich etwas bewegt, wenn auch nur 
millimeterweise.“

Wie tief die Konfl iktlinien sind, haben die Teilnehmer der 
Schülertagung selbst erlebt, denn auch hier waren sehr 
unterschiedliche Akteure vertreten, „da gab es teilweise 
schon heftige Diskussionen“. Trotzdem, so die Studienlei
terin, erwarten die Jugendlichen, dass sich die zentralen 
Akteure bewegen. Ob die Schüler jedoch über Loccum 
hinaus gehört werden, weiß Monika Müller nicht. Jenen, 
die zuhören wollen, hat sie es einfach gemacht: Zwei Filme 
dokumentieren auf YouTube die Schülertagung und die 
Forderungen der Teilnehmer an die Endlagerkommission.

Christiane Weihe
 monika.mueller@evlka.de
 www.oeko.de/152/loccum

 www.loccum.de

Gehört werden
Die Evangelische Akademie in Loccum
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Eine Million Jahre

Schon bei meiner ersten Podiumsdiskussion – das war 1975 in 
Worms – ging es um ein Kernkraftwerk. Wir diskutierten über Bi
blis. Als das Thema Abfälle aufkam, sagte der Betreiber: „Das wer
den wir schon hinkriegen“. Und ich erwiderte: „So einfach wird 
das wohl nicht. Ich befürchte, das müssen wir später aufräumen.“

Später. Das ist heute – und Deutschland sucht jetzt eine Stätte, 
der 28.100 Kubikmeter hochradioaktiver Abfall anvertraut wer
den können. Einen Standort, der die bestmögliche Sicherheit für 
einen Zeitraum von einer Million Jahren gewährleistet. So steht 
es im Gesetz. Kein von Menschenhand errichtetes Gebäude, kei
ne Anlage, keine Technik kann eine sichere Verwahrung über 
 sol  ch lange Zeiträume gewährleisten, zu stark nagen die Kräfte 
der Natur. Nur geologische Formationen haben die nötige Stabili
tät, die Lasten der vergangenen rund 50 Jahre nuklearer Energie
geschichte zu bergen. Die Geowissenschaften können mit ihren 
heutigen Methoden Prognosen mit sehr hohen Wahrscheinlich
keiten über die nächste eine Million Jahre abgeben. 

Denn: Bei einem Erdalter von über vier Milliarden Jahren ist eine 
Million ein überschaubarer Zeitraum. Gehen wir eine Million Jah
re zurück: Die Erdteile hatten bereits in etwa ihre heutige Form, 
die Alpen, die Nordsee ähnelten ihrem heutigen Bild, unsere Vor
fahren benutzten bereits Werkzeuge. Landschaftsprägend waren 
wiederkehrende massive Vergletscherungen. Teilweise 3000 Me
ter dicke Eismassen türmten sich über Skandinavien, planierten 
Norddeutschland, die Ostsee entstand nach dem Ende der 
jüngsten Eiszeit. 

Bei der Suche nach einem Endlagerstandort geht es nicht nur da
rum, eine geeignete geologische Formation zu fi nden, eine, der 
zum Beispiel eine mögliche nächste Eiszeit nichts anhaben kann. 
Es geht außerdem um Akzeptanzfragen in der Bevölkerung. Und 
auch hier sage ich: Das wird nicht einfach. Wer möchte schon 
strahlenden Müll unter sich begraben wissen? 

In dieser Ausgabe der eco@work greifen wir dieses dringliche, 
naturwissenschaftlich und gesellschaftlich komplexe Umwelt
thema auf. Einen Fokus werfen wir dabei unter anderem auf Ar
beiten des ÖkoInstituts zu Akzeptanzfragen. Der Standort kann 
aus geologischer Sicht noch so geeignet sein, ganz wesentlich ist 
es, die Bürger schon im Standortauswahlverfahren vorzubereiten 
und einzubeziehen. Außerdem beschäftigen wir uns auf den fol
genden Seiten mit dem Rückbau von Kernkraftwerken. Bei die
sen und den weiteren Artikeln zu aktuellen Themen wünsche ich 
Ihnen wie immer:

Viel Freude beim Lesen!

Michael Sailer
Sprecher der Geschäftsführung des ÖkoInstituts
m.sailer@oeko.de
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Klimawandel, demografischer Wandel 
oder nachhaltige Stadtentwicklung – 
viele Herausforderungen unserer Zeit 
brauchen die Zusammenarbeit von Ge
sellschaft und Wissenschaft. Wie diese 
gestaltet werden kann, zeigt eine Initia
tive des Ministeriums für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst BadenWürttem
berg: Ab 2015 fördert das Ministerium 
die Einrichtung von so genannten Real
laboren. „Die Reallabore sind als Foren 
zu verstehen, in denen Vertreter aus Po
litik und Wirtschaft, Verbänden und Ver
waltung mit der Wissenschaft zusam
menarbeiten – ein transdisziplinärer 
Ansatz, der unterschiedliche Diszipli
nen und die Praxiserfahrung einbindet“, 
erklärt Daniel Bleher, Wissenschaftler 
am ÖkoInstitut.

Eines dieser Reallabore befasst sich 
mit dem Nationalpark Schwarzwald. Es 
wird von einem Konsortium umgesetzt, 
zu dem neben der Universität Freiburg 
und der Hochschule für Forstwirtschaft 
Rottenburg auch das ÖkoInstitut ge
hört. „In der Region hat es sehr heftige 
Auseinandersetzungen zur Einrichtung 
des Nationalparks gegeben – die Ein
bindung von regionalen Akteuren und 
betroffenen Bürgern ist daher unver
zichtbar“, so Bleher, „das Reallabor wird 

die Wechselbeziehungen zwischen der 
Region und dem Nationalpark analy
sieren – auf ökologischer, sozialer und 
ökonomischer Ebene – und schließlich 
konkrete Handlungsoptionen für eine 
regionale Nachhaltigkeitstransforma
tion entwickeln.“ Im ersten Schritt 
wurden bereits sechs zentrale Themen
felder identifiziert: Das Reallabor wird 
Schwerpunkte unter anderem auf den 
Tourismus, Waldentwicklung und Na
turschutz sowie die Infrastruktur im Na
tionalpark legen. „Im Juni stellen wir das 
Projekt und die Schwerpunktthemen 
bei einer Wissensmesse vor, um den 
Input von Stakeholdern aufzunehmen“, 
sagt der Wissenschaftler. Anschließend 
wird das Projekt, das noch bis 2018 
läuft, konkrete Forschungsfragen for
mulieren und diese inter und transdis
ziplinär bearbeiten. „In der dritten Pha
se schließlich sollen Problemlösungen 
entwickelt und eingesetzt werden“, sagt 
Bleher, „außerdem wird natürlich das 
Reallabor weiterentwickelt, das übri
gens auch einen räumlichen Standort in 
der Region haben wird.“ Ein sichtbares 
Zeichen für eine zukunftsgerichtete Zu
sammenarbeit. cw

 d.bleher@oeko.de
 www.oeko.de/152/arbeitaktuell1

Eine wichtige Aufgabe des Gesetz
gebers besteht darin, die Anwohner 
von Flughäfen und die Allgemein
heit vor Beeinträchtigungen durch 
Fluglärm zu schützen. Dies wird hier
zulande durch das Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm (FluLärmG) 
umgesetzt, dessen Vorgaben in wei
teren Rechtsverordnungen konkreti
siert werden. So wurden in der 
 zweiten Fluglärmschutzverordnung         
(2. FlugLSV, „FlugplatzSchallschutz
maßnahmenVerordnung“) Schall
schutzanforderungen für Neubauten 
festgelegt und Regelungen für die 
Erstattung von passiven Schall
schutzmaßnahmen im Gebäudebe
stand (z. B. schalldämmende Fenster) 
getroffen. Noch bis zum November 
2015 evaluiert das ÖkoInstitut nun 
gemeinsam mit dem Büro Ge
räuscheRechner und der Anwalts
kanzlei Fridrich Bannasch & Partner 
die 2. FlugLSV.

Untersucht werden im Auftrag des 
Umweltbundesamtes die Rege
lungsmechanismen und die Effekti
vität der Verordnung ebenso wie die 
Umsetzungspraxis. Hierfür wird zu
nächst eine Bestandsaufnahme des 
Status quo vorgenommen. Anschlie
ßend überprüfen die Experten, ob 
die Regelungen ausreichend sind 
und ob sie effektiv umgesetzt wer
den. Hier werden unter anderem 
 Organisation und Ablauf der Erstat
tungsverfahren analysiert. Abschlie
ßend werden die Experten schließ
lich rechtliche und praktische 
Handlungsempfehlungen entwi
ckeln. So sollen Verbesserungsvor
schläge für die Verordnung selbst 
erarbeitet werden, aber auch Anre
gungen für den Vollzug vor Ort.

cw

 f.schulze@oeko.de
 www.oeko.de/152/arbeitaktuell2
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Gesellschaftlichen Herausforderungen 
gemeinsam begegnen Passiver 

Schallschutz in 
der Umgebung 
von Flughäfen

Das Reallabor Nordschwarzwald (ReNo)

Evaluation der zweiten 
Fluglärmschutzverordnung
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Wirkungsvolle Dämmung, die richtigen 
Fenster, moderne Heizsysteme – im 
Gebäudebestand liegt viel Potenzial 
für mehr Energieeffizienz und Erneu
erbare Energien. Die Politik setzt hier 
an, etwa mit Sanierungsstandards oder 
Förderprogrammen. Doch wie wir
ken sich solche Instrumente konkret 
aus? Diese Frage können die Wissen
schaftler des ÖkoInstituts nun noch 
fundierter beantworten: Sie haben das 
Modell „Building Stock Transformation 
Model“ (BuildingSTar) entwickelt, das 
den IstZustand des Gebäudesektors 
dokumentiert. Erfasst sind Angaben 
wie der Umfang der Gebäudeflächen, 
deren energetischer Standard sowie 

die eingesetzten Heiztechnologien. 
Bislang sind Wohngebäude dokumen
tiert, gewerbliche Flächen werden im 
nächsten Schritt integriert. Zusätzlich 
erlaubt das Modell einen Blick in die Zu
kunft: Es berücksichtigt Neubauten, Sa
nierungen und Gebäudeabrisse in den 
kommenden Jahrzehnten und ermög
licht es, Veränderungen von Energie
verbrauch und Emissionen zu projizie
ren. Zusätzlich können die Wirkungen 
von politischen Maßnahmen wie etwa 
der Förderung energetischer Sanierung 
analysiert werden.

Das Modell wird aktuell in dem vom 
Bundeswirtschaftsministerium geför

derten Projekt PowerFlex Heat & Cold 
eingesetzt, das unter anderem den Wär
me und Kältebedarf des Gebäudesek
tors analysiert. Modellergebnisse etwa 
zur Veränderung der Gesamtflächen 
und zu Entwicklungen beim Dämmzu
stand werden für die Berechnung des 
Kältebedarfs genutzt. Das Gebäude
modell des ÖkoInstituts trägt so dazu 
bei, den zukünftigen Energiebedarf des 
Gebäudesektors noch fundierter abzu
schätzen. cw

 v.buerger@oeko.de
 www.oeko.de/152/arbeitaktuell3

Was bewirken politische Maßnahmen?
Ein Stock Exchange Modell für den Gebäudesektor

Mehr Bio 
auf öffentlichen Tellern

Nachhaltigkeit und 
Telekommunikation

Der AußerHausMarkt birgt enormes Potential für 
den Absatz von Biolebensmitteln. Ein Praxisleitfaden 
soll Kommunen zeigen, wie sie Bioessen in Kitas, 
Schulen, Krankenhäusern und anderen kommunalen 
Einrichtungen fördern können. Nach wie vor sind Bio
speisen in öffentlichen Einrichtungen oder an Schu
len und Kindertagesstätten Mangelware. Durch eine 
gezielte Nachfrage kann hier Abhilfe geboten wer
den. Der Leitfaden „Mehr Bio in Kommunen“ wird im 
Auftrag des BioStädteNetzwerks vom ÖkoInstitut 
und dem Beratungsunternehmen a’verdis gemein
sam bis voraussichtlich Mitte 2015 entwickelt. Er be
inhaltet Tipps, wie Kommunen ihre Ausschreibungen 
so gestalten können, dass Gemeinschaftsverpfleger, 
die biologische Produkte in ihrem Sortiment haben, 
gezielt angeworben und beauftragt werden können 
und zeigt, wie aufgrund der aktuellen Rechtslage auf 
EU und Bundesebene Bioqualität bei der öffent
lichen Beschaffung von Lebensmitteln direkt gefor
dert werden kann. Der Projektpartner a’verdis be
schreibt Erfolgsbeispiele, zeigt die Gründe für deren 
Erfolgsgeschichte auf und entwickelt ein Weiterbil
dungskonzept für die Verantwortlichen in kommu
nalen Einrichtungen. nj

 j.teufel@oeko.de
 www.oeko.de/152/arbeitaktuell4

Wie nachhaltig sind Telekommunikationsprodukte und dienste? 
Die Beantwortung dieser Frage ist für große Unternehmen und 
Verbände eine immense Herausforderung – denn die Informa
tions und Kommunikationstechnologien (IKT) sind überaus 
komplex. Bei Diensten, wie VideoonDemand oder EMail, wer
den komplexe Infrastrukturen in Anspruch genommen. Produkte 
sind unter anderem durch weit verzweigte Wertschöpfungsket
ten gekennzeichnet.

Ein aktuelles Projekt im Institutsbereich Produkte & Stoffströme 
wird sich der Frage nach der Nachhaltigkeit von IKT im Auftrag 
der Global eSustainability Initiative (GeSI) widmen. GeSI vertritt 
viele große Telekommunikationsunternehmen, wie zum Beispiel 
die Deutsche Telekom, Swisscom, Telecom Italia und die Orange 
France Telecom Group. Gemeinsam mit Stakeholder Reporting 
werden die Wissenschaftler bis März 2016 ein Bewertungsraster 
für die Nachhaltigkeit von IKT erstellen. Dieses kann zahlreiche 
Vorteile haben – so etwa für Entscheidungen bei der Entwicklung 
des Produktportfolios oder für eine verbesserte Steuerung von 
unternehmensinternen Prozessen. Für die Entwicklung des Be
wertungsrasters werden die Experten den PROSAAnsatz anwen
den. Anschließend wird das Bewertungsraster in ausgewählten 
Unternehmen getestet. Im gesamten Verlauf des Projektes wer
den relevante Stakeholder in den Prozess einbezogen. cw

 s.prakash@oeko.de
 www.oeko.de/152/arbeitaktuell5
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Deutschland sucht nach einem Endlagerstandort. Mit dem Standortauswahlgesetz wurde 2013 ein 
mehrstufiger Prozess in Gang gesetzt, an dessen Beginn 2014 die Einrichtung der so genannten End
lagerkommission stand. Ab 2016 soll nach einem Ort gesucht werden, an dem der hochradioaktive 
Müll langfristig gelagert werden kann. Bis ein Endlager tatsächlich in Betrieb geht, wird es nach Ein
schätzung der Wissenschaftler des ÖkoInstituts aber noch Jahrzehnte dauern. Der Verschluss des 
Endlagers kann sogar bis ins nächste Jahrhundert reichen. Das heißt auch: Betroffen werden auch 
jene sein, die heute noch zur Schule gehen – und ihre Nachkommen. Nur ein Grund, warum sich der 
Prozess zur Bereitstellung eines Endlagers für die breite Öffentlichkeit und insbesondere für junge 
Generationen öffnen muss.

Entscheidungen 
von morgen
Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei der Suche nach einem 
Endlagerstandort



Der deutsche Atomausstieg ist in we
nigen Jahren vollzogen. Für schwach 
und mittelradioaktive Abfälle wurde 
mit „Schacht Konrad“ ein Endlager 
bestimmt, für Abfälle aus der Uran
anreicherung oder aus dem gefähr
deten Endlager Asse muss jedoch erst 
noch eine Lösung gefunden werden. 
Und auch für die Endlagerung der ge
fährlichsten Hinterlassenschaften des 
Atomzeitalters fehlt noch ein geeig
neter Ort: „Bis zum Ausstieg werden 
nach Schätzungen etwa 28.100 Kubik
meter hochradioaktive, so genannte 
wärmeentwickelnde Abfälle vorliegen, 
die sicher gelagert werden müssen“, 
sagt Julia Neles, Wissenschaftlerin am 
ÖkoInstitut. Sie bestehen aus abge
brannten Brennelementen und radio
aktiven Abfällen aus der Wiederaufar
beitung. 

„Wir können uns vor der Standort
entscheidung nicht wegducken, wir 
können sie aber gut informiert treffen, 
mehrere Optionen abwägen und die si
cherste Lösung auswählen“, sagt die Ex
pertin. Die Herausforderungen hierbei 
sind groß, denn von den Abfällen wird 
über extrem lange Zeit ein Strahlenrisiko 
für Mensch und Umwelt ausgehen. Der 
Zeitraum, für den eine sichere Lagerung 
nachgewiesen werden muss, wurde auf 
eine Million Jahre festgelegt – „ein Zeit
raum, der zwar nicht technisch, aber 
geowissenschaftlich prognostizierbar 
ist“. Erforderlich seien tiefe und stabile 
geologische Formationen, so Neles. „Als 
Gesteinsarten kommen in Deutschland 
grundsätzlich Steinsalz, Tonstein und 
Kristallingesteine wie Granit in Frage. 
Ein Endlager muss sicher vor Angriffen 
oder Missbrauch sein und klimatische 
Veränderungen überstehen“, sagt sie 
Eine Zeitlang könne ein Endlager nach 
seinem Verschluss kontrolliert, könnten 
die Abfälle wieder geborgen werden, 
wenn es notwendig werden sollte. Es 
dürfe aber nicht auf unabsehbare Zeit 
von aktiven Schutzmaßnahmen abhän
gig sein, da dafür die Zeiträume einfach 
zu lang seien.

Die Endlagerkommission arbeitet seit 
Mai 2014 am ersten Schritt des Pro
zesses zur Standortsuche: Sie evaluiert 
das Standortauswahlgesetz und ent
wickelt Empfehlungen für Auswahl
kriterien. Ein wichtiges Ziel hierbei ist 
ein transparenter und nachvollzieh
barer Prozess für die Standortauswahl. 

Beteiligt sind 16 politische Vertreter 
ohne Stimmrecht sowie 16 Mitglieder 
mit Stimmrecht, darunter acht Wis
senschaftler und je zwei Vertreter aus 
Umweltverbänden, Gewerkschaften, 
Kirchen und Wirtschaft. Im nächsten 
Schritt soll in drei Stufen der Endlager
standort gefunden werden: Zunächst 
werden ungeeignete Gebiete ausge
schlossen, anschließend findet eine 
übertägige Erkundung ausgewählter 
Standorte statt, die Mindestanfor
derungen genügen. „Die dritte Stufe 
schließlich sieht die untertägige Erkun
dung der zuvor ausgewählten Stand
orte sowie ihren Vergleich und die Fest
legung eines Standorts für das Endlager 
vor“, erklärt Julia Neles. Bis 2031 soll ein 
Standort gefunden werden, an dem die 
hochradioaktiven Abfälle und abge
brannten Brennelemente endgelagert 
werden, die derzeit in 16 Zwischenla
gern in Gorleben, Ahaus, Greifswald 
und Jülich sowie an den Standorten der 
Kernkraftwerke untergebracht sind.

Die Expertin betont: Wichtig ist die Be
teiligung der Öffentlichkeit bei dieser 
Entscheidung. Bei dem Standortaus
wahlprozess geht es um konkrete Re
gionen und um Bürger, die darin leben. 
Am Ende des Verfahrens wird eine Re
gion unmittelbar mit einem Endlager 
konfrontiert sein, eine Kommune wird 
zur Standortgemeinde. „Es ist von zen
traler Bedeutung, die Bürger schon im 
Standortauswahlverfahren vorzuberei
ten und einzubeziehen, also bevor sie 
tatsächlich mit einem Endlager kon
frontiert sind“ sagt Neles, „dann können 
sie informiert reagieren, wenn es so 
weit kommt und an den Beteiligungs
verfahren teilnehmen.“ Die Phase, in der 
ein Standort für das Endlager festgelegt 
wird, sei entscheidend für den Erfolg 
des gesamten Verfahrens.

Grundlage einer angemessenen Betei
ligung ist eine fundierte Information. 
Die Wissenschaftler des ÖkoInstituts 
verfügen über eine hohe Expertise 
zum Thema Endlager. „Eine Expertise, 
die wir teilen wollen“, sagt Julia Neles, 
„denn wir können der Öffentlichkeit 
eine politisch unabhängige Einschät
zung der Herausforderungen, Prozesse 
und Entscheidungen bieten.“ Dies tun 
sie bereits: Die Wissenschaftler stehen 
als Referenten und Diskussionspartner 
für Veranstaltungen rund um die End
lagerproblematik zur Verfügung. „Wir 
haben schon einige Vorträge gehalten 
und freuen uns über jede Gelegenheit, 
Informationen zu vermitteln und Dis
kussionen mit unserer Expertise zu be
gleiten.“

Einen besonderen Fokus legen die Ex
perten auf die junge Generation (siehe 
zu diesem Thema auch „Gehört werden. 
Die Evangelische Akademie in Loccum“ 
auf Seite 2). „Die Jugendlichen sind die 
Entscheider von morgen. Sie sind jene, 
die von einem Endlager vielleicht un
mittelbar betroffen sein werden“, sagt 
Julia Neles, „es ist daher von großer 
Bedeutung, dass sie schon heute um
fassend informiert werden – auch über 
Beteiligungsmöglichkeiten.“ Das Öko
Institut hat daher gemeinsam mit dem 
Unabhängigen Institut für Umwelt
fragen (UfU) und unterstützt von der 
Stiftung Zukunftserbe Material für den 
Schulunterricht erstellt. Darin enthalten 
sind eine Handreichung für Lehrer, die 
etwa einen Verlaufsplan für den Unter
richt und ein Glossar zum Thema End
lager umfasst, sowie ein Vortrag, mit 
dem die Lehrer die Thematik vorstellen 
können. „Zusätzlich haben wir als Ver
tiefungsmaterial umfangreiche Infokar
ten erstellt, die sich fünf verschiedenen 
Aspekten der Endlagersuche widmen 
– zum Beispiel dem Strahlenschutz und 
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Beteiligung und
Information

Eine neue
Generation



dem Atomrecht“, so die Wissenschaft
lerin. Die Lehrmaterialien stellen das 
eigene Auseinandersetzen der jungen 
Generation mit einem atomaren Endla
ger in den Mittelpunkt. Denn Ziel ist es, 
sie frühzeitig an Beteiligungsprozesse 
heranzuführen – auch, wenn die The
matik kompliziert ist. 

Nun ist es nach Ansicht des ÖkoInsti
tuts wichtig, weitere Angebote zu ma
chen, Interesse für die Problematik zu 
wecken und auch die Wertschätzung 
für jene zurück zu gewinnen, die sich 
heute und in Zukunft der Lösung des 
Endlagerproblems widmen. „Gerade 
jungen Leuten muss man die Möglich
keit geben, sich mit dem Thema End
lagerung auseinanderzusetzen“, sagt 

Neles, „es wäre wünschenswert, mög
lichst viele Jugendliche zu erreichen 
und fit zu machen für die Aufgaben, die 
auf sie warten.“

Die Experten des ÖkoInstituts wün
schen sich eine kritische Öffentlichkeit, 
die hinterfragt, eigene Expertise ein
bringt und die Einhaltung von Kriterien 
einfordert. Im Standortauswahlgesetz 
sind Maßnahmen zur Öffentlichkeits
beteiligung vorgesehen, so etwa Bür
gerversammlungen oder Bürgerbüros 
in den Regionen, die als Standorte in 
Frage kommen. Die Fortentwicklung 
dieser Maßnahmen ist bereits angelegt 
– „ein lernendes System“. Dies ist nach 
Ansicht der Expertin ein zentrales Ele
ment für eine funktionierende Teilhabe. 
Auch, weil sich die erforderlichen Maß
nahmen je nach Region unterscheiden 
können. „Hier wird man viel den Verant
wortlichen vor Ort überlassen müssen, 
wie sie verfahren wollen“, sagt Neles, 
„sie müssen für diese Arbeit personell 
und finanziell angemessen ausgestat
tet werden.“ Dass die Endlagersuche ein 
Projekt ist, das noch viele Generationen 
beschäftigen wird, muss zudem auch 
in der Öffentlichkeitsbeteiligung be
rücksichtigt werden. „Es kann natürlich 
passieren, dass künftige Generationen 
unsere Entscheidungen nicht verstehen 

oder vielleicht neues Wissen zum The
ma Endlager gewonnen haben – das 
müssen wir heute schon mitdenken, bei 
den Beteiligungsprozessen ebenso wie 
bei der Endlagersuche selbst.“

Eine besondere Herausforderung sei 
zudem die Berücksichtigung der Teilha
be außerhalb organisierter Strukturen, 
etwa in Form von öffentlichem Protest. 
„Konflikte dieser Art müssen schon heu
te im Prozess der Beteiligung berück
sichtigt werden“, so Neles, „wie das in 
der Praxis umgesetzt wird, ist eine zen
trale Herausforderung.“ Die Beteiligung 
der Öffentlichkeit an Verfahren wie der 
Endlagersuche ist oft repräsentativ ge
prägt, etwa über Vertreter von Politik 
oder Verbänden. „Das ist auch ein Teil 
unserer repräsentativen Demokratie“, 
sagt die Wissenschaftlerin vom Öko
Institut, „doch das macht es mitunter 
schwer, jene Öffentlichkeit einzubin
den, die nicht organisiert ist.“ Eine Aus
sage, die insbesondere für junge Gene
rationen gilt.

Christiane Weihe
 

 j.neles@oeko.de
 www.oeko.de/152/imfokus1
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Dialog auf
Augenhöhe

Entsorgungsanlagen 
in Deutschland
Übersicht aller Standorte, an denen 
radioaktive Abfälle gelagert werden.

Quelle: ÖkoInstitut (2014)
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Die letzte Kilowattstunde ist im Netz. Und jetzt? Anders als beim Berliner Flughafen Tegel oder dem Gasome
ter in Oberhausen ist die alternative Nutzung bei Kernkraftwerken nach ihrem Betrieb keine allzu verlockende 
Option. Ihr Rückbau ist daher die einzige Alternative und bereits an mehreren Standorten im Gang. Das kom
plexe Verfahren kostet für einen Reaktor rund eine dreiviertel Milliarde Euro. Von der Planung des Rückbaus 
bis zu seiner Beendigung können 20 Jahre und mehr vergehen, die Expertise von Mitarbeitern des Kernkraft
werks und externen Fachleuten ist ebenso nötig wie eine fachkundige behördliche Aufsicht.

Langsames 
Verschwinden
Der Rückbau von Kernkraftwerken

Stück für Stück wird ein Kernkraftwerk 
auseinander genommen. Ein Großteil 
der Radioaktivität wird dabei schon 
entfernt, wenn die Brennelemente aus 
dem Lagerbecken abtransportiert und 
kontaminierte Rohrleitungen des Pri
märkreislaufs gespült sind. Doch auch 
dann steckt Radioaktivität in jedem Re

aktor, teils hoch konzentriert, teils über 
Systeme und Raumbereiche als Konta
mination verteilt. „Daher ist es wichtig, 
den Rückbau sorgfältig zu planen und 
vorzunehmen, da sonst eine Konta
minationsverschleppung droht, also 
Radioaktivität etwa durch Stäube oder 
Flüssigkeiten an Orte getragen wird, die 

bislang nicht radioaktiv verschmutzt 
waren“, erklärt Christian Küppers, stell
vertretender Leiter des Bereichs Nu
kleartechnik & Anlagensicherheit am 
ÖkoInstitut. Was mit den Einzelteilen 
des Kernkraftwerks geschieht, unter
liegt klaren Vorgaben. „Beim Rückbau 
eines Reaktors fallen unterschiedliche 



Abfälle an – natürlich auch solche, die 
so stark radioaktiv belastet sind, dass 
sie in ein Zwischen bzw. später ein 
Endlager gebracht werden müssen“, 
erklärt Küppers, „das betrifft insbeson
dere den Reaktordruckbehälter und sei
ne Einbauten.“ Darüber hinaus gibt es 
Materialien und Flächen, die im Rück
bauverfahren dekontaminiert werden 
können – „etwa durch Abtragen oder 
Sandstrahlen“. Werden bestimmte Wer
te der Kontamination, die sogenannten 
Freigabewerte, unterschritten, gelten 
die Materialien als nicht radioaktiv und 
können konventionell entsorgt wer
den. Dies trifft auf einen Großteil des 
anfallenden Abfalls zu. Damit mög
liche Strahlenbelastungen und Risiken 
auf ein sehr niedriges Niveau begrenzt 
werden, sind unterschiedliche Freiga
beoptionen definiert. „Es gibt etwa die 
uneingeschränkte Freigabe von Bau
schutt, der dann zum Beispiel im Stra
ßenbau eingesetzt werden kann“, sagt 
der Wissenschaftler. Zusätzlich sieht 
die Strahlenschutzverordnung einge
schränkte Freigaben vor – so etwa von 
Metallschrott zum Einschmelzen oder 
von festen und flüssigen Stoffen zur Be
seitigung. „Die Stoffe können dann zum 
Beispiel auf eine Deponie verbracht 
werden – an die bestimmte Anforde
rungen gestellt werden“, so Küppers, 
„das betrifft etwa die Basisabdichtung 
der Deponie und ihre Größe.“

Für die Abfallwirtschaftsgesellschaft 
des NeckarOdenwaldKreises (AWN) 
befassen sich die Wissenschaftler des 
ÖkoInstituts derzeit mit der Freigabe 
von beim Rückbau des Kernkraftwerks 
Obrigheim (KWO) anfallenden Abfällen 
und ihrer Deponierung auf der Deponie 
BuchenSansenhecken. „Die AWN hat 
uns mit einer Stellungnahme zu Fragen 
der Freigabe sowie mit späteren Kon
trollen im Kernkraftwerk beauftragt“, 
erklärt der Experte. Die Stellungnahme 
umfasst eine Darlegung grundlegender 
Anforderungen der Freigabe sowie die 
Analyse der das KWO betreffenden Re
gelungen und beschäftigt sich mit den 
Messungen bei der Freigabe. Darüber 
hinaus setzt sich die Stellungnahme 
mit dem Entsorgungskonzept ausei
nander und bewertet es. „Die Deponie 
BuchenSansenhecken erfüllt die An
forderungen der Strahlenschutzver
ordnung an Deponien, auf die Abfälle 
gebracht werden, die zur Beseitigung 
freigegeben sind“, sagt Christian Küp

pers. Die Freigabewerte seien zudem 
unter pessimistischen Annahmen her
geleitet worden, welche die zu erwar
tenden radiologischen Folgen über
schätzen. „Handlungsanleitungen des 
Landkreistags BadenWürttemberg an 
Abfallerzeuger und Deponiebetreiber 
verringern mögliche Strahlenexpositio
nen zusätzlich“, so Küppers. Sobald die 
Deponierung in BuchenSansenhecken 
beginnt, werden die Experten des Öko
Instituts Kontrollen am KWO durchfüh
ren. „Es muss sichergestellt sein, dass 
nur Dinge auf die Deponie gebracht 
werden, die zu diesem Zweck freigege
ben werden können“, sagt der Wissen
schaftler.

Was der Rückbau von Kernkraftwerken 
für Mensch und Umwelt bedeutet, un
tersuchen die Experten des ÖkoInsti
tuts auch im Rahmen zahlreicher Um
weltverträglichkeitsprüfungen (UVPs) 
für Rückbauvorhaben, so etwa 2008 für 
den Versuchsreaktor AVR in Jülich. Ana
lysiert wurden im Auftrag des Minis
teriums für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie des Landes NordrheinWest
falen mögliche Auswirkungen durch 
radioaktive Stoffe und Abwässer eben
so wie die Wirkungen von Luftschad
stoffen und Lärm. Betrachtet wurden 
unter anderem die Konsequenzen für 
die menschliche Gesundheit, Tiere und 
Pflanzen sowie für Wasser und Boden. 
Im Rahmen der UVP haben die Wissen
schaftler Vorschläge für Auflagen beim 
Rückbau des AVR entwickelt, die etwa 
die Entwicklung von Staub und Lärm 
beim Abriss der Gebäude betrafen. 
„Dieser wird beim Rückbau eines Kern
kraftwerks vom Betreiber oft nicht be
antragt, mit dem Argument, die Gebäu
de könnten eventuell noch anderweitig 
genutzt werden“, erklärt Küppers, „wo
bei die Gebäude aber in der Regel für 
keine Nachnutzung interessant sind. 
Wird der Gebäudeabriss nicht mit be
antragt, so entfällt rechtlich leider seine 
Bewertung in einer UVP.“

Derzeit erstellen die Wissenschaftler 
im Auftrag des TÜV Süd zwei UVPs für 
den Rückbau der Kernkraftwerke Phi
lippsburg 1 und Neckarwestheim 1. „Im 
Sommer 2015 wird es Termine zur öf
fentlichen Diskussion der beiden Rück
bauvorhaben geben. Hierbei sind wir 
als Gutachter vertreten, um Fragen zur 
Umweltverträglichkeit zu beantwor
ten“, sagt der Experte. Derzeit laufen 

auch fünf Vorprüfungen der Umwelt
verträglichkeit. „Diese sind notwendig, 
weil im Zuge des Rückbaus neue An
lagen gebaut werden sollen – etwa für 
Abfalllager sowie für die Reststoffbe
handlung.“ Mit der Vorprüfung soll un
tersucht werden, ob im Einzelfall eine 
UVP notwendig ist.

Der Rückbau der Kernkraftwerke ist ein 
Thema, das Deutschland noch lange 
beschäftigen wird. Nachdem 2022 der 
letzte Reaktor abgeschaltet ist, rech
net der Experte vom ÖkoInstitut mit 
einer Zeitspanne von mindestens 25 
Jahren bis alle Rückbauprojekte abge
schlossen sind. „Doch das betrifft nur 
jene Kernkraftwerke, die tatsächlich di
rekt nach Betriebsende zurückgebaut 
werden“, sagt er, „darüber hinaus gibt 
es den Reaktor in HammUentrop im 
so genannten sicheren Einschluss. Bei 
diesem Verfahren werden die Brennele
mente entfernt, die radioaktiven Teile 
räumlich konzentriert und möglichst 
viele der nicht radioaktiven Stoffe und 
Gebäude schon entsorgt.“ Ein Vorge
hen, das Küppers kritisch sieht. „Der si
chere Einschluss kann vierzig Jahre an
dauern. Danach ist kein Personal mehr 
verfügbar, das die Anlage kennt. Für 
die Planung und Durchführung eines 
Rückbaus hat sich in der Vergangen
heit die Kenntnis der Anlage aus Bau 
und Betrieb aber immer wieder als sehr 
wichtig erwiesen“, sagt er. Die letzte Ki
lowattstunde ist im Netz? Wenn es nach 
dem Experten dem ÖkoInstitut geht, 
muss dann so schnell wie möglich der 
Rückbau beginnen – „alles andere ist 
nur eine Vertagung und wird manche 
Probleme verschärfen“.

Christiane Weihe

 c.kueppers@oeko.de
 www.oeko.de/152/imfokus2
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Mindestens
noch 25 Jahre
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Herr Sailer, warum ist das Engage-
ment bei der Suche nach einem Endla-
gerstandort für Sie so wichtig?
Wir haben die Verantwortung für die 
in Deutschland produzierten Atomab
fälle und brauchen dafür Endlager in 
Deutschland, das steht für mich außer 
Frage. Ich fi nde es unmoralisch, die un
bequemen Folgen der Kernenergienut
zung einfach den künftigen Generatio
nen zu überlassen. Daher müssen wir 
schnellstmöglich ein sicheres Endlager 
bauen und dürfen die bestehenden 
Zwischenlager nicht länger betreiben 
als unbedingt nötig.

Welche Gefahren gehen von den Zwi-
schenlagern für abgebrannte Brenn-
ele mente und hochradioaktive Abfäl-
le aus?
Diese Zwischenlager sind für 40 Jahre 
genehmigt. Das heißt zum Beispiel für 
das Zwischenlager in Gorleben, dass 
die Betriebsgenehmigung 2035 auslau
fen wird. Die anderen 15 Zwischenlager 
folgen kurz danach. Bis dahin werden 
wir aber noch kein Endlager für hoch
radioaktive Abfälle in Deutschland ha
ben. Also stellen sich viele Fragen: Was 
passiert dann mit den Abfällen, die dort 
gelagert sind? Wie wird der Zustand der 
Brennelemente dann sein? Wie zuver
lässig sind die Dicht und Messsysteme? 
Das lässt sich nicht vorhersagen. Des
halb fordert das ÖkoInstitut kontinu
ierliche Überprüfungen; dazu gehört 
auch, dass in Abständen einzelne exem
plarische Lagerbehälter geöff net und 
überprüft werden. Wenn wir die hoch
radioaktiven Abfälle sicher und zuver
lässig in ein Endlager bringen wollen, 
müssen wir bis dahin die Frage beant
worten, ob die Behälter und ihr Inhalt 
in einem Zustand sind, in dem das ohne 
weitere Maßnahmen möglich ist.

Werden die heutigen Zwischenlager 
ausreichend sein – auch für den anste-
henden Rückbau der Reaktoren?
Die Kapazität der Zwischenlager für 
die abgebrannten Brennelemente und 
hochradioaktiven Abfälle wird aus
reichen, nicht aber die Kapazität der 
Zwischenlager für die schwach und 
mittelradioaktiven Abfälle. Vor allem 
im Zuge des Rückbaus fallen schwach 
und mittelradioaktive Abfälle an – zum 
Beispiel aus den Baustrukturen oder 
den technischen Komponenten der 
Kernkraftwerke. Für diese werden wir 
weitere Zwischenlager an den Reaktor
standorten benötigen. Für die schwach 
und mittelradioaktiven Abfälle ist das 
Endlager Konrad in der Errichtung; es 
ist wichtig, dass es baldmöglichst in Be
trieb geht.

Welche Anforderungen müssen wir an 
ein zukünftiges Endlager stellen?
Zentral ist, dass kein Wasser eindringt. 
Das heißt zum einen: Das Endlager 
muss in möglichst wasserdichtem Ge
stein liegen. Zusätzlich müssen die 
Behälter und ihr Versatz so konstruiert 
sein, dass sie die enthaltenen Abfäl
le so lange dicht einschließen, bis das 
umgebende Gestein den Abschluss 
übernommen hat. Die Behälter müs
sen dafür zum Beispiel sehr massiv 
konstruiert sein, sie dürfen nicht leicht 
korrodieren und sich auch nicht mit 
dem eingelagerten Material verbinden. 
Um das Endlager gegen das Eindringen 
von Wasser zu schützen, muss das ge
samte Bergwerk zudem mit wirksamen 
Barrieren geschlossen und verfüllt wer
den. Wir brauchen außerdem eine klar 
strukturierte Einlagerungsgeometrie 
sowie eine saubere Dokumentation des 
Endlagers. Für den Fall, dass das Endla
ger irgendwann geöff net werden muss 

– zum Beispiel falls wider Erwarten eine 
Bergung der Abfälle erforderlich wer
den sollte –, muss klar sein, wo genau 
welche Abfälle lagern.

Wie kann der Spagat zwischen Dicht-
heit und der Rückholbarkeit gelingen?
Der beste Weg für eine spätere Ber
gung ist es, wenn sie nötig werden 
sollte, dann ein neues Bergwerk direkt 
neben dem verschlossenen Endlager 
zu errichten, von dem aus die Abfall
behälter geborgen werden. Durch ein 
solches Konzept kann ich einerseits das 
Endlagerbergwerk frühzeitig sicher ver
schließen und andererseits doch später 
Zugang zu den Abfällen erhalten, wenn 
notwendig. Dies hat auch einen Einfl uss 
für die Standortsuche: Neben dem Platz 
für das eigentliche Endlager muss zu
sätzlich genügend Platz im geeigneten 
Gestein da sein, in dem später ein sol
ches Bergungsbergwerk errichtet wer
den könnte.

Vielen Dank für das Gespräch.
Das Interview führte Christiane Weihe.

 m.sailer@oeko.de
 www.oeko.de/152/interview

Im Interview mit eco@work: 
Michael Sailer, Sprecher der Geschäfts-
führung des Öko-Institut

„Wir haben eine Verantwortung 
gegenüber zukünftigen Generationen“

Die Berufsbiografi e von Michael Sailer ist klar vom Thema Kernenergie geprägt. Früh engagierte er sich für den Ausstieg 
aus der Atomkraft, heute ist er Vorsitzender der Entsorgungskommission (ESK) und Mitglied der Endlagerkommission. 
Sailer ist ein Kritiker der Kernenergie und ein profi lierter Nuklearexperte. Seit 35 Jahren setzt er diese Expertise für das 
Öko-Institut ein, zu dessen Geschäftsführung er seit 1999 gehört. Mit eco@work sprach Sailer über sein Engagement bei 
der Suche nach einem Endlagerstandort, die Problematik von Zwischenlagern und die Anforderungen an ein deutsches 
Endlager.



Beate Kallenbach-Herbert 
will Wissen vermitteln

Beate KallenbachHerbert ist Ma
schinenbauIngenieurin. Aber sehr 
schnell entdeckte sie, dass es vor 
allem die Schnittstelle zwischen 
Technik, Politik und Gesellschaft ist, 
die sie fasziniert. „Da liefert die Nut
zung der Kernenergie natürlich sehr 
viele Themen – auch im Hinblick auf 
die Fragen des Rückbaus von Kern
kraftwerken und der Entsorgung der 
radioaktiven Abfälle.“

Die Ingenieurin leitet am ÖkoInsti
tut den Bereich Nukleartechnik & 
Anlagensicherheit und ist Mitglied 
der Entsorgungskommission des 
Bundesumweltministeriums. Einen 
inhaltlichen Schwerpunkt legt sie 
auf die Öffentlichkeitsbeteiligung 
bei der Endlagersuche: „ein sehr 
komplexes Thema, das die meisten 
Menschen leider nicht interessiert 
– so lange sie nicht betroffen sind“. 
Es sei wichtig, die Suche nach dem 
Endlagerstandort schon heute breit 
zu verankern. „Noch ist offen, wo 
mögliche Standorte liegen und wer 
betroffen sein wird“, sagt die Wis
senschaftlerin, „je besser die Bevöl
kerung informiert ist, desto besser 
können sich die Menschen an dem 
Standortauswahlprozess beteiligen.“ 
Daher stellt auch das ÖkoInstitut 
umfassende Informationen zum The
ma Endlager zur Verfügung. „Wenn 
hier die Schnittstelle zwischen Tech
nik, Politik und Gesellschaft nicht 
gelingt, wird es keine dauerhafte 
Lösung für die Entsorgung der radio
aktiven Abfälle geben.“ cw

 b.kallenbach@oeko.de
 www.oeko.de/152/portraet1
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Jedes Mal ist sie begeistert, wenn 
das Flugzeug abhebt. Volle Schub
kraft und ab in den Himmel. „Ich bin 
ein Technikfan“, sagt Prof. Dr. Barbara 
Reichert von der Universität Bonn. 
Leidenschaftlich widmet sie sich 
auch der Hydrogeologie. „Ich befas
se mich unter anderem mit Grund
wasserschutz und Schadstoffen im 
Wasser“, so Prof. Reichert. Sie ist au
ßerdem Expertin für die Charakteris
tika von Gesteinsarten, so etwa für 
deren Wasserdurchlässigkeit – ein 
zentrales Thema bei der Suche nach 
einem Endlagerstandort. „Wir brau
chen die optimale Kombination aus 
sehr guten Behältern und möglichst 
dichtem Gestein am richtigen Ort, an 
dem es etwa keine tektonische Akti
vität geben darf.“

Seit 2011 ist die Professorin für An
gewandte Geologie außerdem für 
die Entsorgungskommission des 
Bundesumweltministeriums tätig, 
sie leitet den Ausschuss zur Endla
gerung radioaktiver Abfälle. „Hier 
haben wir etwa Leitlinien für Sicher
heitsanforderungen entwickelt“, er 
zählt sie, „die unterschiedlichen 
Mitglieder haben ihre Expertise ein
gebracht – etwa zur Geophysik, zur 
Radiochemie oder zum Bergbau  – 
danach wurden die Ergebnisse dis
kutiert, mitunter sehr hitzig.“ Diese 
Diskussionen genießt Prof. Reichert 
fast ebenso wie einen Flugzeugstart. 
„Manchmal streiten wir um jedes 
Wort“, sagt sie, „aber wir tun das in 
einer angenehmen Atmosphäre und 
finden immer eine Lösung.“

cw

 b.reichert@unibonn.de
 www.oeko.de/152/portraet3

Prof. Dr. Barbara Reichert
genießt Diskussionen

Katja Westerkamp 
erwartet Einbeziehung

„Das betrifft auch uns“, sagt sie mit 
Nachdruck, „unsere Generation und 
die nachkommenden Generationen 
werden mit der Endlagersuche zu 
tun haben.“ Daher erwartet Katja 
Westerkamp, eine 17jährige Schü
lerin aus dem niedersächsischen 
Barsinghausen, dass ihre Generation 
integriert und informiert wird – „zum 
Beispiel über Angebote an den Schu
len oder auch Veranstaltungen wie in 
Loccum“. Hier hat sie schon zwei Mal 
an einer Tagung zum Thema Endla
ger teilgenommen, zuletzt im Herbst 
2014 an einer Schülerakademie. „Am 
Anfang war es schwer, dieses kom
plexe Thema zu verstehen, dafür 
brauchten wir sachliche Informatio
nen“, so Westerkamp, „oftmals wer
den jedoch Meinungen vermittelt.“

Das Interesse ihrer Generation an 
der Standortsuche schätzt sie als 
sehr gering ein. „Vor allem jene, die 
nicht direkt betroffen sind, wissen 
nur wenig darüber“, erklärt sie. Eine 
Beteiligung könne zudem durch das 
Verhalten der älteren Generationen 
gehemmt werden: „Viele Jugendli
che fühlen sich bei diesem Thema 
nicht kompetent genug, um ihre 
Meinung kundzutun – auch, weil wir 
manchmal nicht ernst genommen 
werden.“ Das hat Katja Westerkamp 
selbst schon erlebt. Sie kennt aber 
auch positive Rückmeldungen. „Ex
perten, die bei der Schülertagung 
dabei waren, haben auch gesagt, 
dass es für sie gut und wertvoll ist, 
über unsere Sichtweisen und Fragen 
nachzudenken“, sagt die Schülerin. 

cw

 kwesterkamp@googlemail.com
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IntensitätInteresse
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Welche ökologischen und ökono
mischen Folgen hätte ein Ausstieg aus 
der Kohleverbrennung im Block 2 des 
Heizkraftwerks München Nord? Diese 
Frage haben die Stadtwerke München 
unter Einbeziehung der Expertise des 
ÖkoInstituts analysiert. Zwar würde 
eine vorzeitige Stilllegung die CO2
Emissionen spürbar vermindern, so 
die Untersuchung, jedoch mit deut
lichen ökonomischen Nachteilen für 
die Stadtwerke München. Unter den 
heute einschätzbaren Rahmenbedin
gungen wäre eine Abschaltung des 
relativ modernen Heizkraftwerks aus 
Sicht der Stadtwerke zu teuer – dies 
zeigte eine Analyse der betriebswirt
schaftlichen und ökologischen Fakten. 
Daher empfehlen die Wissenschaftler 
des ÖkoInstituts zunächst alternative 
Maßnahmen zur Emissionsminderung 
umzusetzen, die unter Berücksichti
gung der Kosten höhere Reduktions
effekte erzielen könnten – so etwa der 
Ausbau erneuerbarer Energien in den 
Bereichen Strom und Wärme.

Die Experten des ÖkoInstituts for
dern darüber hinaus einheitliche po
litische Vorgaben auf Bundesebene 
für eine Reduktion der Kohleverbren
nung. So sollten zur Verminderung 
der klimaschädlichen CO2Emissionen 
zunächst alte und ineffiziente Kohle
kraftwerke gedrosselt werden. Weitere 
Schritte sollten nach Ansicht der Wis
senschaftler folgen, damit bis 2050 die 
Stromversorgung vollständig auf er
neuerbare Energien umgestellt werden 
kann. cw

 c.timpe@oeko.de
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Das Heizkraftwerk 
München Nord
Szenarien zum Ausstieg

Die meisten Elektroautos stehen schon 
heute in gewerblichen Fuhrparks. Es 
gibt viele Gründe, warum mehr als 
90 Prozent der in Deutschland zuge
lassenen elektrischen Fahrzeuge hier 
genutzt werden, so etwa steuerliche 
Vorteile und die oft günstigeren Gewer
bestromtarife. Doch wie wirtschaftlich 
ist die gewerbliche Nutzung tatsäch
lich? Dies haben die Wissenschaftler 
des ÖkoInstituts im Auftrag des VDE 
Verband der Elektrotechnik Elektronik 
Informationstechnik e.V. analysiert. „Die 
wirtschaftliche Nutzung von Elektro
fahrzeugen in gewerblichen Fuhrparks 
ist heute schon möglich und die Kosten
vorteile gegenüber konventionellen 
Pkw steigen mit der Kilometerleis tung“, 
sagt Florian Hacker, Projektleiter und 
Senior Researcher am ÖkoInstitut. Laut 
der vom Bundesministerium für Wirt
schaft und Energie geförderten Studie 
könnten bis 2020 bis zu 700.000 elek
trische Nutzfahrzeuge wirtschaftlich 
betrieben werden. Mit deutlichen Ef
fekten für das Klima: Würde der Strom 
für den Betrieb dieser Elektroautos 
ausschließlich aus zusätzlichen erneu
erbaren Quellen bezogen, könnten die 
Treibhausgasemissionen 2020 um etwa 
2,6 Millionen Tonnen reduziert werden.

„Ausschlaggebend für die Wirtschaft
lichkeit der Elektroautos in Fuhrparks ist 
die Fahrleistung“, erklärt Hacker, „heu
te ist ein mittelgroßes Elektroauto ab 
35.000 Kilometern im Jahr günstiger als 
ein vergleichbares Dieselfahrzeug. Wir 
erwarten jedoch, dass diese Wirtschaft

lichkeitsschwelle niedriger wird, wenn 
die Rahmenbedingungen sich positiv 
entwickeln – mit Blick auf die Energie 
und Batteriepreise ebenso wie auf den 
Gebrauchtwagenmarkt. Dann könnte 
die Schwelle im günstigsten Szenario 
sogar auf 10.000 Kilometer zurückge
hen.“ In der gewerblichen Nutzung 
weist laut der Analyse ein mittelgroßes 
Elektroauto heute bei einer jährlichen 
Fahrleistung von 15.000 Kilometern im 
Vergleich zu einem Dieselfahrzeug ei
nen Kostennachteil von 4.100 Euro pro 
Jahr auf. „Bis 2020 könnte dieser Wert 
auf 1.400 Euro sinken“, sagt der Wissen
schaftler vom ÖkoInstitut, „einen posi
tiven Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit 
hat in den kommenden Jahren insbe
sondere der deutliche Rückgang des 
Batteriepreises und damit der rückläu
fige Aufpreis für Elektrofahrzeuge.“

Schwere Nutzfahrzeuge können bis 
2020 noch nicht wirtschaftlich betrie
ben werden, Busse nur mit Einschrän
kungen. „Das liegt an den hohen Bat
teriekosten“, erklärt Hacker, „bis 2020 
könnten im optimistischen Szenario 
40 Prozent der elektrischen Stadtbusse 
wirtschaftlich unterwegs sein – bei 
optimaler Auslegung der Batterie.“ Die 
Kostennachteile von elektrischen Lkw 
gegenüber Dieselfahrzeugen jedoch 
können bis 2020 im Lieferverkehr vo
raussichtlich nicht überwunden wer
den. cw

 f.hacker@oeko.de
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700.000 Elektroautos bis 2020: 
gut für Klima und Kosten
Studie zu Wirtschaftlichkeit in gewerblicher Nutzung
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Wir brauchen den Boden. Für unsere 
Ernährung, für das Klima, für die biolo
gische Vielfalt. Dennoch werden Land 
und Böden oftmals nicht nachhaltig 
genutzt. Wie politische Prozesse  hier 
entgegenwirken können, hat das Pro
jekt „GLOBALANDS“ im Auftrag des 
Umweltbundesamtes analysiert. An der 
Untersuchung unter Leitung des Inter
nationalen Instituts für Nachhaltigkeits
analysen und Strategien (IINAS) waren 
mehrere Forschungseinrichtungen 
beteiligt, darunter auch das ÖkoInsti
tut. „Wir haben bestehende Landnut
zungspolitiken analysiert und vielver
sprechende Ansätze identifiziert“, sagt 
Franziska Wolff vom ÖkoInstitut, „zu
dem wurden Empfehlungen entwickelt, 
welche politischen Prozesse es für eine 
nachhaltigere globale Landnutzung 
braucht und wie sich Deutschland hier 
engagieren kann.“ Diese Empfehlungen 
wurden mit Akteuren aus Politik, Wis
senschaft und Zivilgesellschaft in meh
reren nationalen und internationalen 
Workshops diskutiert.

„Derzeit findet das Thema nachhaltige 
Landnutzung in internationalen Poli
tiken kaum Berücksichtigung und es 
gibt kein übergreifendes Abkommen, 
um Land und Böden zu schützen“, sagt 
die Wissenschaftlerin. „Wir fordern, dass 
Anforderungen an eine nachhaltige 
Landnutzung international formuliert 
und berücksichtigt werden.“ Zusätzlich 
sollten relevante Stakeholder sensibi
lisiert und das Thema verstärkt in be
stehende Prozesse integriert werden 
– so etwa in die Finalisierung der UN
Nachhaltigkeitsziele (SDGs). Die deut

sche Rolle sehen die Experten im Vo
rantreiben von Themen und Prozessen. 
„Deutschland sollte sich international 
dafür einsetzen, dass nachhaltige Land
nutzung innerhalb bestehender Ab
kommen gestärkt wird, aber auch neue 
Ansätze entwickelt werden. Zugleich 
kann die Regierung national Anreize 
für eine international nachhaltigere 
Landnutzung setzen, etwa indem sie 
Fördermaßnahmen und Hermeskredite 
an eine stringente Umsetzung der UN
Prinzipien für Agrarinvestitionen und 
der Freiwilligen Leitlinien zu Landnut
zungsrechten knüpft“, so Wolff.

„Wir haben zum Abschluss des Pro
jektes aktuelle Entwicklungen zur nach
haltigen Landnutzung im Privatsektor 
und in UNOrganisationen wie UN Ha
bitat betrachtet, die zu Urbanisierung 
und urbaner Politik arbeiten“, erklärt 
die Wissenschaftlerin. Nicht zuletzt hat 
sich das Projektteam der internationa
len Biodiversitätskonvention, kurz CBD, 
gewidmet. Vorschlag der Experten ist 
es, das Thema nachhaltige Landnut
zung im Rahmen der CBD expliziter zu 
verankern und politisch aufzuwerten. 
„Nachhaltige Landnutzung könnte zum 
Beispiel als Querschnittsthema in der 
CBD eingeführt werden. So müssten 
sich die Staaten konkret mit dem The
ma auseinandersetzen. Wir erwarten, 
dass eine Diskussion über nachhaltige 
Landnutzung auch weiterführende Ent
scheidungen mit sich bringt“, sagt Wolff.

cw
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GLOBALANDS: Für eine nachhaltigere 
Landnutzung weltweit
Projekt fordert internationale Lösungen

Für Veranstalter von Sportevents, die 
ihre Veranstaltung umweltfreundlicher 
gestalten wollen, gibt es ein neues 
Portal: Green Champions 2.0 zeigt, wie 
Nachhaltigkeitsmaßnahmen umge
setzt werden können. Die Veranstalter 
können auf der Seite nach geeigneten 
Maßnahmen suchen und dabei Ort und 
Größe des Events ebenso berücksichti
gen wie die Jahreszeit. Green Champi
ons 2.0 bietet darüber hinaus für jede 
Veranstaltungsgröße Checklisten und 
anschauliche Praxisbeispiele. Das Por
tal wurde vom Deutschen Olympischen 
Sportbund (DOSB) gemeinsam mit 
dem ÖkoInstitut sowie der Deutschen 
Sporthochschule (DSHS) Köln umge
setzt, gefördert wurde das Projekt vom 
Bundesministerium für Umwelt, Natur
schutz, Bau und Reaktorsicherheit.

Da es wesentlich ist, schon bei der Pla
nung von Veranstaltungen Nachhaltig
keitsaspekte zu berücksichtigen, kön
nen die Nutzer von Green Champions 
2.0 sich darüber hinaus informieren, in 
welcher Phase einzelne Schritte durch
geführt werden müssen. Das Inter
netportal bietet Maßnahmen zu den 
Themen Energie und Ressourcenver
brauch, Verkehr sowie Abfallmanage
ment, aber auch Catering und Merchan
dising, Nachhaltigkeitsmanagement 
sowie Natur und Landschaft. cw
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Das Portal Green 
Champions 2.0
Umweltfreundlichere Sportevents
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Für 2020 wurde ein klares Klimaziel festgelegt: 
Bis dahin sollten hierzulande die Treibhausgas
emissionen um 40 Prozent (im Vergleich zu 
1990) gesenkt werden. Nun bleiben noch fünf 
Jahre bis zum Zwischenstopp auf dem Weg 
zu einer nachhaltigen Energiezukunft. Und es 
zeigt sich: Wir sind nicht so weit, wie wir sein 
müssten. Ohne zusätzliche Maßnahmen wird 
Deutschland seine 2020erKlimaziele verfeh
len. Der Projektionsbericht, den das ÖkoIn
stitut 2015 für das Bundesumweltministerium 
erarbeitet hat, erwartet eine Minderung von 
nur 33 Prozent. Alle klimarelevanten Sektoren 
müssen sich nun engagieren, um diese Lücke 
zwischen Ziel und Wirklichkeit zu überwinden.

Insbesondere der Stromsektor, der für etwa 
40 Prozent der deutschen Treibhausgasemis
sionen verantwortlich ist, muss größere An
strengungen zur Zielerreichung leisten. Die 
Gründe für diese Entwicklung liegen zum einen 
im Emissionshandel. Die Preise für Zertifi kate 
sind noch immer auf einem Tiefstand, ausge
löst etwa durch die Wirtschaftskrise und die 
starke Nutzung von so genannten Clean Deve
lopment Mechanismen (CDM), bei denen CO2
Minderungsprojekte in Entwicklungsländern 
auf die Treibhausgasemissionen in den Indus
triestaaten angerechnet werden. Gleichzeitig 
hat der sehr erfolgreiche Ausbau der erneuer
baren Energien nicht zu einer Reduktion der 
Kohlekapazitäten geführt. Der Strom aus Kohle 
wird jetzt nur stärker im Ausland verbraucht, 
2014 erreichten die deutschen Stromexporte 
ein Rekordniveau von 35 Terrawattstunden. 
Andere Staaten der EU sind in einer ähnlichen 
Situation. Und auch sie handeln. So steuert 
Großbritannien mit einem CO2Mindestpreis 
von 30 Euro je Tonne gegen, in den Niederlan
den werden alte Kohlekapazitäten stillgelegt.

Auch europäische Lösungen sind bereits auf 
dem Weg. Schon heute wird die Menge der 
Emissionszertifi kate jedes Jahr um 1,74 Prozent 
verringert, dieser lineare Reduktionsfaktor soll 
ab 2021 auf 2,2 Prozent erhöht werden. Darü

ber hinaus wird derzeit über die so genannte 
Marktstabilitätsreserve verhandelt, die den 
Emissionshandel zu einem wirksameren Instru
ment machen würde: Gibt es einen deutlichen 
Überschuss an Zertifi katen, werden Emissions
rechte aus dem Handel genommen bis sich der 
Markt stabilisiert hat. Zwei gute Maßnahmen, 
die aber erst mittelfristig wirken werden.

Eine intelligente Lösung zur Überwindung der 
Klimalücke im Stromsektor ist meiner Ansicht 
nach der so genannte Klimabeitrag, den das 
Bundeswirtschaftsministerium im März 2015 
vorgeschlagen hat. Er soll pro Kraftwerksblock 
gelten. Für jeden von ihnen wird ein brennstoff 
neutraler Emissionsfreibetrag defi niert, der sich 
am Alter der Anlage orientiert und damit eher 
von den emissionsintensiven, älteren Anlagen 
CO2Minderungen fordert. Einen unbegrenzten 
Freibetrag erhalten die Kraftwerke in den er
sten 20 Jahren nach ihrer Inbetriebnahme, 
anschließend sinkt er jährlich von sieben auf 
drei Millionen Tonnen CO2 (pro Gigawatt). Dort 
verbleibt der Freibetrag ab dem 41. Jahr. Für 
die über dem Freibetrag liegenden Emissionen 
müssen die Kraftwerksbetreiber zusätzliche 
Emissionszertifi kate stilllegen – die Einhaltung 
der Freibeträge lohnt sich für sie.

Der Klimabeitrag lässt den Kraftwerksbetrei
bern die notwendige Flexibilität und gewähr
leistet die Versorgungssicherheit. Gleichzeitig 
bringt er nur geringe Eff ekte auf den Strom
preis mit sich. Und, auch das ein zentrales Ar
gument für den Klimabeitrag: Er ist anschluss
fähig an den Emissionshandel, der Überschuss 
an Zertifi katen wird reduziert. Der Klimabeitrag 
ist meiner Ansicht nach ein interessantes und 
wirkungsvolles Instrument für einen eff ektiven 
Beitrag des Stromsektors zu den Klimazielen bis 
2020.

Hauke Hermann

 h.hermann@oeko.de
 www.oeko.de/152/perspektive

Hauke Hermann absolvierte sein Studium als Master of Sci-
ence in Environmental and Resource Management, seit 
2009 ist er für das Öko-Institut tätig. Im Bereich Energie & Kli-
maschutz befasst sich der Senior Researcher unter anderem 
mit marktbasierten Instrumenten der Klimapolitik wie dem 
Emissionshandel sowie mit Erneuerbaren Energien und der 
mit ihnen verbundenen Preisbildung auf dem Strommarkt.

Das Mittel der Wahl
Eine Maßnahme gegen die Klimaschutzlücke im Stromsektor
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Am 30. Mai fand die diesjährige Mitglie
derversammlung des ÖkoInstituts in 
Darmstadt statt. Bei der Wahl der Vor
standsmitglieder wurden Ulrike Schell 
und Thomas Rahner nach erneuter Kan
didatur für zwei weitere Jahre ins Amt 
gewählt. Neben den bereits bekannten 
Gesichtern beginnt Gerald Kirchner als 
neues Vorstandsmitglied seine erste 
Amtszeit. 

Weitere Mitglieder des Vorstandes sind 
außerdem: Christof Timpe als Vertreter 
der erweiterten Institutsleitung sowie 
Michael Sailer als Sprecher der Ge
schäftsführung. Des Weiteren hat jeder 
Standort einen Vertreter aus dem eige
nen Hause. Dieses Amt besetzen wei
terhin Tobias Schleicher in Freiburg und 
Vanessa Cook in Berlin, neu gewählt 
wurde Dr. Georg Mehlhart in Darmstadt.
Alle Mitglieder des Vorstandes erfüllen 
ihr Amt ehrenamtlich. Hierfür dankt ih
nen das ÖkoInstitut sehr herzlich.

Prof. Dr. Peter Cornelius MayerTasch, 
Politik, Rechts und Kulturwissen
schaftler und Mitglied des Kuratoriums 
des ÖkoInstituts beleuchtet in seinem 
neuesten Buch den Zusammenhang 
zwischen politischer Macht und dem 
ästhetischen Phänomen der Schönheit. 
Das Buch erklärt, wie ein dem Men
schen angeborenes Verlangen nach 
Schönheit demjenigen Macht verleiht, 
der diese in irgendeiner Weise verkör
pert oder zur Annäherung an ebendie
se verhelfen kann.

„Die Macht der Schönheit“ von Prof. 
Dr. Peter Cornelius MayerTasch. Ver
lag: Springer VS, 164 Seiten, 29,99 Euro, 
ISBN: 9783658034900.

 r.klupsch@oeko.de

Neues im Vorstand Buchtipp: 
Die Macht der 
Schönheit

Ein Plakat fängt sofort den Blick beim Betreten des Büros 
von Dominik Seebach, Senior Researcher im Bereich Ener
gie & Klimaschutz Freiburg: Sibirien bleibt kalt! Der Grund: 
Russland hatte das KyotoProtokoll ratifiziert und damit trat 
es verbindlich in Kraft. Er selbst arbeitet zu Klimaschutz und 

erneuerbaren Energien. Damit auch sein Sohn – siehe Bild
schirm – und alle anderen noch lange den Winter im nahe
gelegenen Schwarzwald oder im fernen Sibirien genießen 
können.

Der Arbeitsplatz von … Dominik Seebach

Von links nach rechts: 
Volrad Wollny, Kathleen Spilok, Thomas 
Rahner, Dorothea Michaelsen-Friedlieb, 
Christof Timpe, Michael Sailer, Vanessa 
Cook, Georg Mehlhart, Ulrike Schell, 
Tobias Schleicher, Gerald Kirchner 
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Zwischen 1980 und 2050

Vor 35 Jahren prägten die Wissenschaftler des ÖkoInstituts 
den Begriff  der Energiewende. Sie veranschaulichten in ei
ner Studie: Wachstum und Wohlstand sind auch ohne fossile     
Energien und Kernenergie möglich. Auf dem Weg zu einer al
ternativen Energiezukunft sind viele wichtige Schritte einge
leitet worden, der Ausstieg aus der Kernenergie ebenso wie 
der steigende Ausbau erneuerbarer Energien. Und die Exper
ten zeigen heute: Eine vollständig nachhaltige Energieerzeu
gung ist in den nächsten 35 Jahren machbar. Für die Energie
wende ist damit Halbzeit. Grund genug, um ein Zwischenfazit 
zu ziehen, Erfolge zu würdigen sowie zukünftige Aufgaben 
und Herausforderungen zu benennen. Halbzeit Energiewen
de – sie ist das Thema der nächsten Ausgabe der eco@work, 
die voraussichtlich im September erscheint.

Halbzeit 
Energiewende


